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Kleine Anfrage 

des Abg. Emil Sänze AfD 
 

Grundschule in Trichtingen – was wird aus den in einer „Eingliederungs-

vereinbarung“ getroffenen rechtlichen Vereinbarungen? 

 

 
Ich frage die Landesregierung: 

 

1. Vor dem Hintergrund der in der Pressemitteilung „Klage auf Erhalt der Grundschule in 

Trichtingen abgewiesen“ des Verwaltungsgerichts Freiburg vom 17. April 2024 (10 K 

2125/23) getroffenen Formulierung (Zitat:) „Die zuvor selbständige Gemeinde Trichtin-

gen wurde 1974 in die Gemeinde Epfendorf eingegliedert. Die Eingliederungsvereinba-

rung regelte (…), die Grundschule in Trichtingen werde erhalten und bei Bedarf weiter 

ausgebaut, solange dies rechtlich und tatsächlich möglich sei und von den Erziehungsbe-

rechtigten gewünscht werde (…)“ – wer ist nach geltender Rechtslage für die rechtliche 

sowie tatsächliche Interessenvertretung der Einwohner einer eingegliederten, ehemals 

(bis 1974) selbständigen Gemeinde gemäß einer im 20. Jahrhundert geschlossenen Ein-

gliederungsvereinbarung möglicherweise vertretungsberechtigt, sofern ein in der Verein-

barung (1974) vorgesehener (mutmaßlich mehrheitlicher) Wunsch der sachlich betroffe-

nen Einwohner (hier: Fortführung einer Grundschule vor Ort) im Jahr 2026 aktuell wird? 

 

2. Analog zu Frage 1 – wer ist im Sinne der Eingliederungsvereinbarung von 1974 für diese 

Einwohner aktuell vertretungsberechtigt, wenn die von dem befugten Gremium (hier: 

dem seinerzeitigen Rat der Gemeinde Trichtingen) bestellten Interessenvertreter der nun-

mehr „untergegangenen“/eingegliederten Gemeinde „nicht mehr zur Verfügung“ stehen 

(mutmaßlich infolge Ablebens), sowie das laut Eingliederungsvereinbarung befugte Gre-

mium (hier: der Rat der vormals selbständigen Gemeinde) infolge „Nicht-mehr-Existenz“ 

keine (Folge)Interessenvertreter mehr bestimmen kann? 

 

3. Analog zu Frage 1 – wer ist für diese Einwohner aktuell vertretungsberechtigt, wenn die 

in „Unechter Teilortswahl“ (§ 27 Gemeindeordnung) auf dem Gebiet der  (Zitat Presse-

mitteilung des Verwaltungsgerichts) „untergegangenen Gemeinde“ gewählten, amtieren-

den Gemeinderäte von der (Gesamt)Gemeindeverwaltung (hier: Epfendorf) sowie von 

Gerichten nicht als befugte, prozessfähige Interessenvertreter anerkannt werden, folglich 

(nach Lesart der Gesamt-Gemeindeverwaltung) gar kein Gremium (mehr) existiert, wel-

ches befugte Interessenvertreter im Sinne der ursprünglichen Eingliederungsvereinba-

rung (1974) bestimmen kann? 

 

4. Analog zu Frage 1 – wer ist für diese Einwohner aktuell im Sinne der 1974 geschlossenen 

Eingliederungsvereinbarung vertretungsberechtigt, wenn nach Lesart der (Gesamt)Ge-

meindeverwaltung keine befugten Interessenvertreter mehr existieren sowie künftig nicht 

mehr bestimmt werden können, sodass eine „untergegangene Gemeinde“ weder prozess-

fähig sei noch einen Prozesspfleger (nach §57 der Zivilprozessordnung) in Anspruch neh-

men könne? 

 

 

 



5. Bezugnehmend auf Frage 1 bis Frage 4 – wirkt (oder wirkt nicht) die Rechtskraft der 

1974 geschlossenen Eingliederungsvereinbarung grundsätzlich weiter, wenn die Kom-

munalaufsicht (hier: das Landratsamt Rottweil; siehe Zitat obige Pressemitteilung: „Denn 

das Landratsamt habe als Kommunalaufsichtsbehörde die Aufgabe, über die Wahrung 

von Zusagen aus Eingliederungsvereinbarungen zu wachen und nötigenfalls einzuschrei-

ten.“) laut Presse nicht gedenkt, angesichts Fehlens befugter Vertreter im Sinne der be-

sagten Eingliederungsvereinbarung einzuschreiten? 

 

6. Bezugnehmend auf Frage 1 bis Frage 5 – welche rechtlichen Ermessensspielräume stehen 

der Verwaltung der (Gesamt)Gemeinde Epfendorf zu, respektive stehen der Kommu-

nalaufsicht (dem Landratsamt Rottweil) zu, die von den Bürgern in Trichtingen in „Un-

echter Teilortswahl“ (§ 27 Gemeindeordnung) gewählten Gemeinderäte als Interessen-

vertreter im Sinne einer Honorierung der Eingliederungsvereinbarung von 1974 anzuer-

kennen (oder nicht anzuerkennen)? 

 

7. Bezugnehmend auf Frage 1 bis Frage 6 – entfällt (oder entfällt nicht) grundsätzlich die 

Rechtsgültigkeit/der Rechtsschutz für eine (1974) im Interesse der Bürger einer vormalig 

selbständigen Gemeinde (hier: Trichtingen) im Rahmen einer Eingliederungsvereinba-

rung getroffene rechtliche Vereinbarung durch den Umstand, dass infolge Ausscheidens 

der ursprünglichen rechtsfähigen Interessenvertreter sowie aufgrund der (infolge § 9 der 

Gemeindeordnung) mutmaßlich eingetretenen aktuellen rechtlichen „Unmöglichkeit“, 

neue Vertreter zu bestimmen, die Vereinbarung von 1974 im Jahre 2026 keine befugten 

Vertreter findet?  

 

8. Bezugnehmend auf Frage 1 bis Frage 7 – hat sie Kenntnis von Grundsatzentscheidungen 

oder Präzedenzfällen, in denen die Wirksamkeit eines in einer Eingliederungsvereinba-

rung rechtlich „festgeschriebenen“ Anspruchs auf Interessenvertretung der Einwohner ei-

ner „untergegangenen Gemeinde“ dadurch dauerhaft „verwaist“ war/ist,  dass sowohl das 

ursprüngliche legitimierende Gremium nicht mehr besteht, als auch die in „Unechter Tei-

lortswahl“ zu Gemeinderäten gewählten Vertreter (auf dem Gebiet der ehemals selbstän-

digen Gemeinde) von der Gesamtgemeinde als in der strittigen Sache nicht vertretungs-

berechtigt anerkannt werden? 

 

9. Bezugnehmend auf Fragen 1 bis 8 – welche Lösungen sieht sie im Rahmen der Rechtslage 

gegebenenfalls für „gangbar“ an, um derartige, aus „historischer Entwicklung“ erwach-

sene Interessenkonflikte innerhalb von Gebietskörperschaften in Baden-Württemberg 

nach Möglichkeit im Interesse der artikulierten Bedürfnisse der Bürgerschaft gütlich zu 

regulieren? 

 

 

1.10.2026 

 

Sänze AfD 

 

 

 

B e g r ü n d u n g  

 

Am 29. Juli 2026 zitierte der Schwarzwälder Bote (SchwaBo) aus einer Pressemitteilung des 

Verwaltungsgerichts Freiburg vom 17. April 2024 (10 K 2125/23): „Die zuvor selbständige 

Gemeinde Trichtingen wurde 1974 in die Gemeinde Epfendorf eingegliedert. (…) die Verein-

barung (sah) vor, dass bei Streitigkeiten (…) die bisherige Gemeinde Trichtingen durch drei 

Bürger vertreten werde, welche vor Inkrafttreten der Vereinbarung vom Gemeinderat von 

Trichtingen zu bestellen seien. Der Epfendorfer Gemeinderat entschied im Jahr 2021, den 

Grundschulbetrieb (…) im Ortsteil Epfendorf zusammenzulegen. (Am) 7. Februar 2023 bestä-

tigte der Gemeinderat diese Entscheidung. Im Juli 2023 erhoben sechs Mitglieder des Epfen-

dorfer Gemeinderats aus (…) der ehemaligen Gemeinde Trichtingen beim Verwaltungsgericht 



Freiburg Klage gegen die Gemeinde Epfendorf, mit der sie (…) als Vertreter der ehemaligen 

Gemeinde Trichtingen die Erhaltung der Grundschule in Trichtingen erreichen wollten. Das 

Verwaltungsgericht wies die Klage (…) ab: Die ehemalige Gemeinde Trichtingen sei nicht 

prozessfähig. Die sechs Gemeinderatsmitglieder seien nicht zu deren Vertretung befugt (…). 

Die seinerzeit (…) bestellten Vertreter (…) stünden nicht mehr zur Verfügung. Neue Vertreter 

könnten nicht bestellt werden. Dies würde der Eingliederungsvereinbarung und § 9 der (…) 

Gemeindeordnung widersprechen. Denn danach müssten die Vertreter der einzugliedernden 

Gemeinde bis zum Inkrafttreten der Eingliederungsvereinbarung durch den Gemeinderat der 

ehemaligen Gemeinde bestellt werden. Dieser Gemeinderat sei aber als einzig (…) legitimier-

tes Organ (…) nicht mehr vorhanden. Es könne auch kein Prozesspfleger für die untergegan-

gene Gemeinde bestellt werden. (…) (Es) komme nach § 57 ZPO die Bestellung eines Pro-

zesspflegers nur in Betracht, wenn eine prozessunfähige Person verklagt werde, nicht aber 

wenn der Prozessunfähige (…) selbst klage (…).“ Die Kommunalaufsicht beabsichtigt laut 

SchwaBo nicht, tätig zu werden. Das Landratsamt Rottweil wolle „die Entschlusskraft und die 

Verantwortungsfreudigkeit der Kommunen nicht beeinträchtigen.“ Es interessiert grundsätz-

lich der praktische, aktuelle Wert von im Zuge der Gemeindereform 1974 geschlossenen recht-

lichen Vereinbarungen angesichts des eingetretenen „Zirkelschlusses“. 

 

 


